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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Mindestvorgabe – Qualitätssicherung –

Richtlinie – Rechtsschutzbedürfnis
Leitsätze Ein Krankenhaus hat kein

Rechtsschutzbedürfnis für einen
Eilantrag auf Aussetzung von Richtlinien
der Qualitätssicherung des GBA, wenn
ihm aus der Nichteinhaltung wegen
Übergangsregelungen kein
Vergütungsverlust droht.

Normenkette SGB 5 § 136,
SGB 5 § 136a
SGB 5 § 137
SGG § 86b Abs 2
PPP-RL § 2
PPP-RL § 16

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KR 152/20 KL ER
Datum 28.04.2020

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird zurÃ¼ckgewiesen. Die
Antragstellerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens. Der Streitwert wird auf 5.000,00
Euro festgesetzt.

GrÃ¼nde:

Der Antrag der Antragstellerin,
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1. den Beschluss des Antragsgegners vom 19. September 2019 Ã¼ber eine
"Richtlinie Ã¼ber die Ausstattung der stationÃ¤ren Einrichtungen der Psychiatrie
und Psychosomatik mit dem fÃ¼r die Behandlung erforderlichen therapeutischen
Personal gemÃ¤Ã� Â§ 136a Abs. 2 Satz 1 SGB V (Personalausstattung in Psychiatrie
und Psychosomatik-Richtlinie/PPP-RL)", soweit er gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 PPP-RL von
einer grundsÃ¤tzlichen UnzulÃ¤ssigkeit der Leistungserbringung ausgeht, wenn die
in Â§ 6 der PPP-RL geregelten verbindlichen Mindestvorgaben nicht erfÃ¼llt werden,
vorlÃ¤ufig, bis zur Entscheidung in der Hauptsache, auszusetzen,

hilfsweise

2. den Antragsgegner zu verpflichten, seinen Beschluss vom 19. September 2019
Ã¼ber die Ausstattung der stationÃ¤ren Einrichtungen der Psychiatrie und
Psychosomatik mit dem fÃ¼r die Behandlung erforderlichen therapeutischen
Personal gemÃ¤Ã� Â§ 136a Abs. 2 Satz 1 SGB V (Personalausstattung in Psychiatrie
und Psychosomatik-Richtlinie/PPP-RL) vorlÃ¤ufig, bis zur Entscheidung in der
Hauptsache, auszusetzen,

hat keinen Erfolg.

A. FÃ¼r die Streitigkeit ist der Senat erstinstanzlich zustÃ¤ndig. Der Eilantrag und
die Klage richten sich unmittelbar gegen eine Richtlinie des Antragsgegners i.S. des 
Â§ 29 Abs. 4 Nr. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG), nÃ¤mlich gegen die Richtlinie zur
Personalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik (PPP-RL) vom 19. September
2019 (Bekanntmachung durch das Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit im BAnz AT
31.12.2019 B6, Richtlinie nach Â§Â§ 136a i.V.m. Â§ 136 i.V.m. Â§ 92 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch, SGB V). Sie ist am 01. Januar 2020 in Kraft getreten.

B. Der Antrag ist nicht zulÃ¤ssig. Er ist als solcher auf Erlass einer
Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2 SGG gerichtet und statthaft. Der Senat hat
bereits entschieden, dass vorlÃ¤ufiger Rechtsschutz gegenÃ¼ber den Richtlinien
des Antragsgegners zur GewÃ¤hrleistung effektiven Rechtsschutzes erÃ¶ffnet ist,
wenn das durch den Eilrechtsschutz zu sichernde Hauptsacheverfahren auf
Ã�berprÃ¼fung einer Norm in Gestalt der Feststellungsklage gerichtet ist
(Beschluss vom 26.01.2011 â�� L 7 KA 79/10 KL ER).

Der Antrag ist aber unzulÃ¤ssig, denn es fehlt der Antragstellerin das
RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige gerichtliche Regelung. Ein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis besteht dann, wenn die Antragstellerin durch die erstrebte
gerichtliche Entscheidung einen rechtlichen oder tatsÃ¤chlichen Vorteil erlangen
kÃ¶nnte, den sie ohne gerichtliche Hilfe nicht erhielte. Dahinter steht der Gedanke,
dass niemand die Gerichte ohne Grund in Anspruch nehmen soll. FÃ¼r die
Antragstellerin besteht ein Erfordernis fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige gerichtliche Regelung
nicht. Sie unterliegt zwar als zugelassenes Krankenhaus i.S. von Â§ 108 SGB V seit
01. Januar 2020 den qualitativen Vorgaben der PPP-RL des Antragsgegners (Â§ 1
Abs. 2 PPP-RL). Als Krankenhaus wird sie auch zur Beachtung von (personellen)
Mindestvorgaben fÃ¼r die Behandlung der nÃ¤her bezeichneten Patientinnen und
Patienten verpflichtet (Â§ 2 Abs. 2 PPP-RL). Rechtsfolge eines VerstoÃ�es gegen die
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ErfÃ¼llung der Mindestvorgabe ist aber fÃ¼r die Antragstellerin allein ein
VergÃ¼tungsverlust. Ein Leistungserbringungsverbot ergibt sich aus Â§ 2 Abs. 2 der
PPP-RL hingegen nicht und wird vom Antragsgegner gegenÃ¼ber der
Antragstellerin auch nicht behauptet.

Â§ 2 Abs. 2 der PPP-RL bestimmt:

"Die Behandlung der den Behandlungsbereichen gemÃ¤Ã� Â§ 3 i.V.m. Anlage 2
zugeordneten Patientinnen und Patienten ist nach MaÃ�gabe der folgenden
Regelungen dieser Richtlinie nur zulÃ¤ssig, wenn die in Â§ 6 geregelten
verbindlichen Mindestvorgaben erfÃ¼llt werden."

Die Ermittlung der Mindestvorgaben bestimmt Â§ 6 PPP-RL, wonach fÃ¼r jede in Â§
5 festgelegte Berufsgruppe je nach Behandlungsbereich die in Anlage 1 bestimmten
Minutenzeitwerte je Patient/Patientin mit der Anzahl der Behandlungswochen je
Behandlungsbereich multipliziert und danach in Stunden umgerechnet werden (Â§ 6
Abs. 1 bis 4, Abs. 5 PPP-RL).

Zwar kÃ¶nnte der reine Wortlaut von Â§ 2 Abs. 2 PPP-RL mit der Verwendung eines
Konditionalsatzes fÃ¼r die Auffassung der Antragstellerin angefÃ¼hrt werden, dass
eine Leistung ohne die Mindestvorgaben von einem Krankenhaus schon nicht
erbracht werden darf (" â�¦Behandlung nur zulÃ¤ssig , wenn "). Allerdings verweist
Â§ 2 Abs. 2 PPP-RL selbst auch auf die folgenden Regelungen der PPP-RL. Jedenfalls
sind die "Folgen bei Nichteinhaltung der Mindestvorgaben" in einer nachfolgenden
Regelung, nÃ¤mlich Â§ 13 PPP-RL, bestimmt. Das ergibt sich aus der Ã�berschrift
und der Regelungsanordnung. Â§ 13 Abs. 3 bestimmt:

"Die Mindestvorgaben sind gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 5 quartalsbezogen in den
Einrichtungen einzuhalten. Ein Ausgleich Ã¼ber einzelne Wochen des Quartals ist
mÃ¶glich, soweit die Mindestvorgaben in der Einrichtung im gesamten Quartal im
Durchschnitt erfÃ¼llt werden. Bei NichterfÃ¼llung gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 4 liegt die
NichterfÃ¼llung fÃ¼r die Berufsgruppe innerhalb der Einrichtung vor, bei der der
Umsetzungsgrad unter 100 Prozent liegt. Bei einer NichterfÃ¼llung der
Mindestanforderungen entfÃ¤llt der VergÃ¼tungsanspruch des Krankenhauses
gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 137 Abs. 1 SGB V. Die Berechnung der
konkreten HÃ¶he des Wegfalls des VergÃ¼tungsanspruchs wird bis zum 30. Juni
2020 durch den GBA beschlossen."

Die Rechtsfolge ist nach Â§ 13 Abs. 3 Satz 4 allein der VergÃ¼tungsverlust, ein
Verbot der Leistungserbringung ordnet die Bestimmung gerade nicht an.

Selbst ein solcher VergÃ¼tungsverlust droht der Antragstellerin aber derzeit nicht,
auch wenn sie nach eigenen Angaben die Einhaltung der personellen
Mindestvorgaben nicht nachweisen kann. Â§ 16 Abs. 2 PPP-RL setzt als
Ã�bergangsregelung "die Vorgaben bei Nichteinhaltung der Mindestvorgaben
gemÃ¤Ã� Â§ 13 PPP-RL", damit die Rechtsfolge des VergÃ¼tungsverlustes, fÃ¼r
das Jahr 2020 aus.
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Â§ 16 PPP-RL bestimmt "Ã�bergangsregelungen" wie folgt:

"(1) Die Mindestvorgaben nach Â§ 6 mÃ¼ssen ab dem 01. Januar 2024 erfÃ¼llt
werden. FÃ¼r die Ã�bergangszeit gilt folgendes gestuftes Verfahren:

1. Die Mindestmengenvorgaben mÃ¼ssen ab dem 01. Januar 2020 zu 85 Prozent
erfÃ¼llt sein. 2. Die Mindestmengenvorgaben mÃ¼ssen ab dem 01. Januar 2022 zu
90 Prozent erfÃ¼llt sein.

(2) Die Vorgaben bei Nichteinhaltung der Mindestvorgaben gemÃ¤Ã� Â§ 13 finden
erst ab dem 01. Januar 2021 Anwendung. [.] (5) Abweichend von Â§ 11 Abs. 2 sind
die Nachweise fÃ¼r das Jahr 2020 bis zum 30. April 2021 in elektronischer Form [.]
an das IQTIG zu Ã¼bermitteln."

Im Jahr 2020 droht der Antragstellerin entsprechend der klaren Ã�bergangsregelung
des Â§ 16 Abs. 2 PPP-RL kein VergÃ¼tungsverlust, wenn sie Leistungen erbringt,
ohne dabei die Mindestvorgaben gemÃ¤Ã� Â§ 2 PPP-RL i.V.m. Â§ 6 PPP-RL
einzuhalten.

Dieses systematische Ergebnis wird bestÃ¤tigt durch die Tragenden GrÃ¼nde zum
Beschluss des Antragsgegners vom 19. September 2019:

"Die Folge bei NichterfÃ¼llung der Mindestanforderung ist gemÃ¤Ã� den Vorgaben
des Bundesgesetzgebers in den Â§Â§ 137 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, 136a Abs. 2 Satz 2,
136 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB V i.V.m. der ausdrÃ¼cklichen Festlegung des GBA in Â§
5 Abs. 2 Nr. 1 der QualitÃ¤tsfÃ¶rderungs- und Durchsetzungs-Richtlinie (QFD-RL)
der Wegfall des VergÃ¼tungsanspruchs. Die Sanktionen werden fÃ¼r das Jahr 2020
ausgesetzt." (Tragende GrÃ¼nde unter 2., S. 4 sowie zu Â§ 13 Abs. 3 auf S. 25)

"Die Vorgaben bei Nichteinhaltung der Mindestvorgaben finden erst ab dem Jahr
2021 Anwendung, da die Spezifikation zur Erfassung der Daten frÃ¼hestens zum
Herbst 2020 vorliegen wird." (Tragende GrÃ¼nde zu Â§ 16 Abs. 2, S. 27).

Letzte Zweifel an der Berechtigung zur Leistung hat der Antragsgegner schlieÃ�lich
jÃ¼ngst in seinem Beschluss vom 27. MÃ¤rz 2020 zur Aussetzung der
Nachweispflichten des Â§ 11 PPP-RL (BAnz AT 08.04.2012 B4) beseitigt. Ausweislich
der Tragenden GrÃ¼nde des Beschlusses ist die NichterfÃ¼llung der
Mindestvorgaben im Jahr 2020 sanktionsfrei und die Leistungserbringung fÃ¼r die
KrankenhÃ¤user bis zum Ablauf des Jahres auch zulÃ¤ssig (Tragende GrÃ¼nde zum
Beschluss, 2. Eckpunkte der Entscheidung, S. 3). Ist die Leistungserbringung
gemÃ¤Ã� der PPP-RL zulÃ¤ssig, steht dies einer nach Landesrecht (NPsychKG)
vorgesehenen Unterbringung mit Freiheitsentziehung in einer dazu verpflichteten
psychiatrischen Einrichtung, wie sie die Antragstellerin betreibt, nicht entgegen.
Wirtschaftliche Nachteile in Gestalt von SchadensersatzansprÃ¼chen hat die
Antragstellerin daher im Hinblick auf die Nichteinhaltung der Mindestvorgaben der
PPP-RL bei allfÃ¤lligen Unterbringungen nicht zu gewÃ¤rtigen.

Dass Â§ 2 Abs. 2 PPP-RL selbst nicht durch Ã�bergangsrecht oder kraft Beschluss
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des Antragsgegners ausgesetzt ist, beschwert die Antragstellerin auch im Ã�brigen
derzeit nicht. GemÃ¤Ã� dem oben genannten Beschluss des Antragsgegners vom
27. MÃ¤rz 2020 Ã¼ber die Ã�nderung u.a. der PPP-RL sind auch die in Â§ 11 PPP-RL
geregelten Nachweispflichten fÃ¼r das Krankenhaus fÃ¼r die ErfÃ¼llung der
Mindestvorgaben bis zum 31. Dezember 2020 ausgesetzt (Ziff. VI des Beschlusses).
Die Antragstellerin ist derzeit davon befreit, die erforderlichen Nachweise und
Dokumentationen zu erstellen und vorzuhalten.

Nach alldem wÃ¼rde eine stattgebende Entscheidung des Senates die
Rechtsstellung der Antragstellerin sowohl bei BerÃ¼cksichtigung des Haupt- wie
des Hilfsantrags nicht verbessern.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Die Entscheidung Ã¼ber den Streitwert
beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 52 Abs. 2 Gerichtskostengesetz (GKG).

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 17.06.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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